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 dem Hinweis, dass Anregungen während der Auslegungsfrist von jedermann schriftlich oder zur 

Niederschrift vorgebracht werden können, per Aushang ortsüblich bekannt gemacht worden. 
 
 
 Rottleberode, den 27.02.2009  
         Der Bürgermeister  
 
 
 
9. Die von der Planung berührten Träger öffentlicher Belange sind mit Schreiben vom 04.09.2007 zur 

Abgabe einer Stellungnahme gemäß § 4 Abs. 2 BauGB zum B-Plan Nr. 6 Industriegebiet „An der 
Krummschlacht“ aufgefordert worden. 

 
 
 Rottleberode, den 27.02.2009  
         Der Bürgermeister  
 
 
 
10. Die Bebauungspläne Nr. 6 Industriegebiet „An der Krummschlacht“ und Nr. 8 Industriegebiet „An 

der Krummschlacht – II. BA“ werden als Bebauungsplan Nr. 6 Industriegebiet „An der 
Krummschlacht I.+II.BA“ weitergeführt. Der Gemeinderat hat am 24.09.2008 den Entwurf des 
Bebauungsplans Nr. 6 Industriegebiet „An der Krummschlacht I.+II. BA“ mit Begründung und 
Umweltbericht beschlossen und zur öffentlichen Auslegung bestimmt. 

 
 Rottleberode, den 27.02.2009  
         Der Bürgermeister  
 
 
11.  Der Entwurf des Bebauungsplans Nr. 6 Industriegebiet „An der Krummschlacht I.+II. BA“, 

bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B) sowie der Begründung mit 
Umweltbericht sowie die umweltrelevanten Stellungnahmen haben in der Zeit vom 10.10.2008 bis 
zum 14.11.2008 während der Sprechzeiten nach § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen. Die 
öffentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, dass Anregungen während der Auslegungsfrist von 
jedermann schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht werden können, per Aushang am 
29.09.2008 ortsüblich bekannt gemacht worden. 

 
 
 Rottleberode, den 27.02.2009  
         Der Bürgermeister  
 
 
12. Die von der Planung berührten Träger öffentlicher Belange sind mit Schreiben vom 29.09.2008 zur 

Abgabe einer Stellungnahme gemäß § 4 Abs. 2 BauGB aufgefordert worden. 
 
 
 Rottleberode, den 27.02.2009  
         Der Bürgermeister  
 
 
13.  Der Entwurf des Bebauungsplans Nr. 6 Industriegebiet „An der Krummschlacht I.+II. BA“, 

bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B) sowie der Begründung mit 
Umweltbericht sowie die umweltrelevanten Stellungnahmen haben in der Zeit vom 29.12.2008 bis 
zum 16.01.2009 während der Sprechzeiten nach § 4a (3) BauGB erneut öffentlich ausgelegen. 
Die öffentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, dass Anregungen zu den geänderten Teilen 
während der Auslegungsfrist von jedermann schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht werden 
können, per Aushang am 18.12.2008 ortsüblich bekannt gemacht worden. 

 
 
 Rottleberode, den 27.02.2009  
         Der Bürgermeister  

Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft, 
den Hochwasserschutz und die Regelung des Wasserabflusses

Bebauungsplan Nr. 6
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Satzung
Februar 2009

Bebauungsplan Nr. 6  Industriegebiet 
"An der Krummschlacht I. + II. BA"

SATZUNG DER GEMEINDE ROTTLEBERODE ÜBER DEN 
BEBAUUNGSPLAN NR. 6  

INDUSTRIEGEBIET „AN DER KRUMMSCHLACHT I.+ II. BA“ 
 
 
 
Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl I. S. 2414 ff.), in der aktuellen Fassung 

wird nach Beschlussfassung durch den Gemeinderat vom 25.02.2009 die 

Satzung über den Bebauungsplan Nr. 6 Industriegebiet „An der Krum mschlacht 

I.+II. BA“ bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B) mit 

den textlichen Festsetzungen erlassen. 

 

14. Die von der Planung berührten Träger öffentlicher Belange sind mit Schreiben vom 22.12.2008 zur 
Abgabe einer Stellungnahme gemäß § 4 Abs. 2 BauGB aufgefordert worden. 

 
 
 Rottleberode, den 27.02.2009  
         Der Bürgermeister  
 
 
 
15. Der Gemeinderat hat die vorgebrachten Bedenken und Anregungen der Bürger sowie die 

Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange am 25.02.2009 geprüft. Das Ergebnis ist mitgeteilt 
worden. 

 
 
 Rottleberode, den 27.02.2009  
         Der Bürgermeister  
 
 
 
16. Der Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), wurde am 

25.02.2009 als Satzung beschlossen. Die Begründung zum Bebauungsplan wurde mit Beschluss 
des Gemeinderates vom 25.02.2009 gebilligt. 

 
 
 Rottleberode, den 27.02.2009  
         Der Bürgermeister  
 
 
 
17. Die Bebauungsplansatzung, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), wird 

hiermit ausgefertigt. 
 
 
 Rottleberode, den 18.03.2009  
         Der Bürgermeister  
 
 
 
18. Der Bebauungsplan sowie die Stelle, bei der der Plan auf Dauer während der Dienststunden von 

jedermann eingesehen werden kann und über den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, wurde am 
06.03.2009 per Aushang ortsüblich bekannt gemacht. In der Bekanntmachung ist auf die 
Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der 
Abwägung sowie auf die Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) und weiter auf Fälligkeit und 
Erlöschen von Entschädigungsansprüchen (§§ 39 ff und 44 BauGB) hingewiesen worden.  
Die Satzung ist am 07.03.2009 in Kraft getreten. 

 
 
 
 Rottleberode, den 18.03.2009  
         Der Bürgermeister  
 
 
 
19. Die verwendete Planunterlage enthält den Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die 

städtebaulich bedeutsamen baulichen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach. 
 Sie ist hinsichtlich der planungsrelevanten Bestandteile geometrisch einwandfrei. 

Die Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich. 
 
 
 Sangerhausen, den  
         ÖbVermIng 
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Planungsrechtliche Festsetzungen  

gem. § 9 (1) BauGB 
 
 
 

1. Art und Maß der baulichen Nutzung 
 
1.1. Die Art der baulichen Nutzung wird im Bebauungsplan als  

Industriegebiet (GI) gem. § 9 BauNVO 
 
 festgesetzt. 

 Industriegebiete dienen ausschließlich der Unterbringung von Gewerbebetrieben, und zwar vorwie-
gend solcher Betriebe, die in anderen Baugebieten unzulässig sind. 

 
Zulässig sind: 

1. Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze, öffentliche Betriebe 
 

2. Tankstellen (nur Betriebstankstellen, die nicht für die öffentliche Nutzung zur Verfügung ste-
hen) 

 
Die im § 9 Abs. 3 Nr. 1 und 2 BauNVO aufgeführten Nutzungsarten sind nicht zulässig. 
 

 Im Industriegebiet (GI) gem. § 9 BauNVO sind gem. § 1 (5) BauNVO Einzelhandelsbetriebe nicht 
zulässig – ausgenommen ist Werksverkauf, wenn er gegenüber der Grundfläche und der Baumasse 
untergeordnet ist -. 

 
1.2. Das Maß der baulichen Nutzung wird gemäß § 17 BauNVO im GI mit einer Grundflächenzahl von 0,8 

festgesetzt. 
 
1.3. Die Höhe der baulichen Anlagen wird auf 32 m Oberkante Gebäude in Bezug auf die jeweils angren-

zende Planstraße festgesetzt; Ausnahmen gelten für Schornsteine, Silos, Tanks und Krananlagen, 
deren Höhe auf max. 40 m festgesetzt wird. 

 
 
 

2.  Grünordnung- / Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen (Ent-
wicklungs-, Schutz-, Gestaltungs- und Pflegemaßnahmen) 

 
 
2.1 Generell sind bei allen Bepflanzungsmaßnahmen im Geltungsbereich des Bebauungsplans einheimi-

sche, standortgerechte Laubgehölze zur Anwendung zu bringen, insbesondere: 
 

Baumarten 
• Gemeine Esche (Fraxinus exceslsior) 
• Feldulme (Ulmus minor MILL.) 
• Hainbuche (Carpinus betulus L.) 
• Spitzahorn (Acer platanoides ) 
• Feldahorn (Acer campestre L.) 
• Bergahorn (Acer pseudoplatanus) 
• Vogelkirsche (Cerasus avium) 
• Eberesche (Sorbus aucuparia L.) 
• Wildapfel (Malus sylvestris) 
• Wildbirne (Pyrus communis) 
• Traubeneiche (Quercus petraea) 
• Stieleiche (Quercus robur L.) 
• Stadtlinde (Tilia cordata) 
• Kaiserlinde (Tilia Pallida) 

Strauchbepflanzung 
• Haselnuß (Corylus avellana L.) 
• Gemeiner Schneeball (Viburnum opulus L.) 
• Hundsrose (Rosa canina) 
• Eingriffliger Weißdorn (Crataegus monogyna) 
• Schlehe (Prunus spinosa) 
• Hartriegel (Cornus sanguinea) 
• Pfaffenhütchen (Euonymus europaeus) 
• Brombeere (Rubus fruticosus) 
• Holunder (Sambucus nigra) 

 
 

  
2.2 Die im Plangebiet außerhalb der Baufelder vorhandenen Gehölze sind zu erhalten und durch An-

pflanzung weiterer einheimischer, standortgerechter Laubgehölze zu ergänzen. 

 
2.3 Die nicht überbaubaren Flächen sind naturnah zu gestalten bzw. so anzulegen, dass eine Versiegelung ver-

mieden wird.  
 

 
 
2.4. Entlang des geplanten Radweges parallel zur L 236 wird eine Baumallee aus heimischen Gehölzen, 

insbesondere 
  • Spitzahorn (Acer platanoides), 
  • Bergahorn (Acer pseudoplatanus), 
  • Stadtlinde (Tilia cordata), 
  • Kaiserlinde (Tilia Pallida), 
  angelegt. 
 
2.5. Die Fläche zwischen der Erschließungsstraße und der westlichen Geltungsbereichsgrenze wird mit 

einer Strauch-Baumhecke aus überwiegend heimischen Arten insbesondere  
  • Vogelkirsche (Prunus avium),  
  • Holzbirne (Pyrus pyraster), 
  • Holzapfel (Malus sylvestris) 
  • Gemeine Esche (Fraxinus excelsior), 
  • Elsbeere (Sorbus torminalis), 
  • Brombeere (Rubus fruticosus) 
  • Haselnuss (Corylus avellana),  
  • Spitzahorn (Acer platanoides), 
  • Bergahorn (Acer pseudoplatanus), 
 bepflanzt. 

 
2.6. In der Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-

schaft im südlichen Plangebietsteil (die mit „Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft“ gekennzeichnete Fläche) sind auewaldtypische Gehölze – insbe-
sondere Stieleiche (Quercus robur), Ulmen-Arten (Ulmus laevis, Ulmus minor), Gemeine Esche (Fraxi-
nus excelsior), Weiden (z. B. Silberweide, Bruchweide), Erlen (z. B. Schwarzerle) und Pappeln (z. B. 
Schwarzpappel) – anzupflanzen. 

 
2.7. Entlang der südwestlichen Geltungsbereichsgrenze ist eine Fläche, deren nordwestliche Begrenzung im 

Abstand von 10,0 m ab Böschungsoberkante der Thyra verläuft, als Gewässerschonstreifen lt. Wasser-
gesetz LSA von Bebauung frei zu halten. 

 

Umgang mit Niederschlagswasser 
2.8. Unbelastetes Niederschlagswasser ist auf dem Grundstück breitflächig zur Versickerung zu bringen 

oder auf dem Grundstück zu sammeln. 

 
Hinweis:  
Der Umgang mit Niederschlagswasser hat die karstgeologischen Gegebenheiten zu berücksichtigen. 

 Einleitungen in den Untergrund bedürfen entsprechender hydrogeologischer Nachweise. 
 Ist eine Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers nicht vollständig möglich, ist vor Einleitung 

in ein oberirdisches Gewässer gemäß § 2 Abs. 4 WG LSA zur Vermeidung einer Vergrößerung und Be-
schleunigung des Wasserabflusses (Hochwassergefahr) von einer Rückhaltung und zeitlich verzögerten 
Ableitung durch Abflussdrosselung im erforderlichen Umfang auszugehen. 

 
 
 

3.  Hochwasserschutz 
 
3.1. Zur Gewährleistung des Hochwasserschutzes ist entlang der Thyra (siehe Planeintrag) ein Deich aus 

bindigem Bodenmaterial in einer Länge von 250 m, einer Höhe von 1,0 bis 1,5 m und einer Böschungs-
neigung von 1:1,5 beidseits mit einer Dammkrone von 1,0 m zu errichten. 

 
3.2. Zur Gewährleistung des Hochwasserschutzes ist entlang des Krummschlachtbaches (siehe Planeintrag) 

ein Damm aus bindigem Bodenmaterial in einer Länge von 800 m, einer Höhe von 1,0 und einer Bö-
schungsneigung von 1:1,5 beidseits mit einer Dammkrone von 1,0 m zu errichten.“ 

 
3.3. Die Ausweisung als Industriegebiet steht unter der aufschiebenden Bedingung, dass die im Bebauungs-

plan Nr. 6 nach § 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB festgesetzten Hochwasserschutzanlagen (Deiche) errichtet 
sind. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

4.  Immissionsschutzrechtliche Festsetzungen  
  gem. § 9 (1) BauGB i.V. m. der DIN 4109 
 
4.1.  Im Industriegebiet (GI) gem. § 9 BauNVO sind Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze, 

öffentliche Betriebe und Tankstellen allgemein zulässig, deren Schallemissionen je m2 Grundstücksflä-
che die folgenden festgesetzten Werte (immissionswirksame flächenbezogene Schallleistungspegel –
IFSP) nicht überschreiten: 
 
GI 1  IFSP 70 dB(A)/m² (tags) / 56 dB(A)/m² (nachts) 
    
GI 2  IFSP 69 dB(A)/m² (tags) / 56 dB(A)/m² (nachts) 
    
GI 3  IFSP 70 dB(A)/m² (tags) / 56 dB(A)/m² (nachts) 
    

 Sämtliche immissionsschutzrelevanten Begrifflichkeiten sowie Berechnungen richten sich nach der DIN 
ISO 9613-2 und soweit diese keine Aussage enthält, nach der DIN 18005. Bei der Ermittlung der IFSP 
ist die Höhe der Punktschallquellen mit 6 m über dem Erdboden und die Höhe der Linienschallquellen 
mit 1,5 m über dem Erdboden angesetzt worden und bei der Überprüfung, ob diesen Vorgaben Rech-
nung getragen wird, anzusetzen; im Übrigen findet das sog. alternative Verfahren nach Pkt. 7.3.2 
DIN ISO 9613-2 Anwendung. Die DIN ISO 9613-2 wird dem B-Plan beigegeben. 

4.1a Überschreitungen des o. g. IFSP nachts bis zu einem Höchstwert von 63 dB(A)/m² bzw. 64 dB(A)/m² 
(zeichnerische Festsetzungen *IFSP 70 dB(A)/m² (tags) / 63 dB(A)/m² (nachts), *IFSP 69 dB(A)/m² 
(tags) / 63 dB(A)/m² (nachts) und IFSP 70 dB(A)/m² (tags) / 64 dB(A)/m² (nachts)) sind unter folgenden 
kumulativen Bedingungen zulässig:  

1. Im Rahmen des Vorhabens wird die dauerhafte Realisierung mindestens eines Vollzeitarbeitsplat-
zes je begonnener 2.200 m² bzw. eines Teilzeitarbeitsplatzes je begonnener 1.100 m² der in An-
spruch genommenen überbaubaren Grundstücksfläche vom Bauherrn nachgewiesen. Nachkom-
mastellen in Bezug auf die überbaubare Grundstücksfläche werden auf volle m² aufgerundet. Als 
dauerhaft in diesem Sinne ist ein Zeitraum von 10 Jahren und mehr anzusehen. Hinsichtlich der 
Abgrenzung von Vollzeit- und Teilzeitarbeitsplätzen gilt § 2 TzBfG in der zum Zeitpunkt der Be-
kanntmachung dieses Plans geltenden Fassung (Fassung vom 21.12.2000 (BGBl. I S. 1966), zu-
letzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19.04.2007 (BGBl. I S. 538)). Der Nachweis kann 
geführt werden durch die Vorlage eines Vertrages, in dem sich der Bauherr gegenüber der Ge-
meinde oder einem sonstigen Hoheitsträger zur Schaffung und Vorhaltung einer genügenden An-
zahl von Arbeitsplätzen verpflichtet, die Vorlage eines Fördermittelbescheides mit entsprechender 
direkter oder indirekter Verpflichtung oder die Vorlage der Bescheinigung einer sachverständigen 
Stelle, aus der sich ergibt, dass sich das Vorhaben erst nach 10 Jahren oder mehr unter Einsatz 
der nach Satz 1 dieser Bedingung ermittelten Anzahl an Arbeitsplätzen wirtschaftlich amortisiert 
haben wird.  

 
2. Im Rahmen des Vorhabens werden alle nach dem Stand der Technik möglichen Maßnahmen des 

aktiven Schallschutzes realisiert, dies wird vom Bauherren gegenüber der für die Genehmigung des 
jeweiligen Vorhabens zuständigen Behörde nachgewiesen und der Bauherr verpflichtet sich, ge-
genüber der für die Genehmigung des jeweiligen Vorhabens zuständigen Behörde und der Ge-
meinde vor Realisierung des Vorhabens, das Vorhaben nach Realisierung unverzüglich an einen 
ggf. fortschrittlicheren Stand der Technik bezogen auf den Schallschutz anzupassen. 

 
4.2.  Schutzbedürftige Räume (Büros) nach DIN 4109 sind im Industriegebiet nur dort zugelassen, wo der 

Immissionspegel außerhalb von Gebäuden 70 dB(A) und der Innenraumpegel von 35 dB(A) auf Grund 
einer Einzelfallprüfung nachweislich nicht überschritten wird. Das gilt indes nur, soweit diese Räume 
nicht aus betrieblichen Gründen im direkten Einwirkungsbereich lärmintensiver Anlagenteile oder Fahr-
beziehungen liegen müssen. 

 
4.3. Ausnahmen von den festgesetzten IFSP nach 4.1., 4.1a kommen nur in Betracht, wenn sich Abwei-

chungsmöglichkeiten von den IFSP, ohne Erhöhung der Immissionsbelastung der Wohnbevölkerung 
insbesondere aus der erst im Einzelfall zu berücksichtigenden Verschattungswirkung von derzeit noch 
nicht errichteten Gebäuden, ergeben. Der Nachweis hat nach der DIN ISO 9613-2 zu erfolgen bzw., so-
fern ein messtechnischer Nachweis erfolgt, gemäß den Vorschriften der TA-Lärm. 
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a              siehe textliche Festsetzung Punkt 2.6.

5.  Verkehrserschließung 
 
5.1. Die Verkehrserschließung des Gebietes erfolgt über die L 236. Für die Anbindung an das Plangebiet ist der 

Knotenausbau mit Linksabbiegespur erforderlich. 
 
5.2. Die Zufahrten zu den einzelnen gewerblich genutzten Grundstücken erfolgen über die Planstraßen. 
 
5.3. Es wird ein Anschlussgleis als private Bahnanlage in das Plangebiet geführt, parallel dazu wird eine 

einspurige 6,5 m breite Verladestraße angeordnet. 
 
5.4. Die gemäß Bauordnung erforderlichen Stellplätze sind innerhalb der Baugrundstücke zu errichten. 
 

1. Der Bebauungsplan Nr. 6 Industriegebiet „An der Krummschlacht“ wurde aufgestellt aufgrund des 
Aufstellungsbeschlusses des Gemeinderates vom 10.08.2005                    . 

 Die ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses ist durch Aushang erfolgt. 
 
 
 Rottleberode, den 27.02.2009  
          Der Bürgermeister  
 
2. Der Bebauungsplan Nr. 8 Industriegebiet „An der Krummschlacht II. BA“ wurde aufgestellt aufgrund 

des Aufstellungsbeschlusses des Gemeinderates vom 31.05.2006. 
 Die ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses ist durch Aushang erfolgt. 
 
 
 Rottleberode, den 27.02.2009  
          Der Bürgermeister  
 
 
3. Die frühzeitige Beteiligung der Bürger gemäß § 3 Abs. 1 BauGB zum Bebauungsplan Nr. 6 

Industriegebiet „An der Krummschlacht“ hat am  30.11.2005 stattgefunden. 
 
 
 Rottleberode, den 27.02.2009  
          Der Bürgermeister  
 
4. Die frühzeitige Beteiligung der Bürger gemäß § 3 Abs. 1 BauGB zum Bebauungsplan Nr. 8 

Industriegebiet „An der Krummschlacht II. BA“ hat am 22.08.2007 stattgefunden. 
 
 
 Rottleberode, den 27.02.2009  
          Der Bürgermeister  
 
 
5. Die von der Planung berührten Träger öffentlicher Belange sind mit Schreiben vom 10.01.2006 zur 

Abgabe einer Stellungnahme gemäß § 4 Abs. 1 BauGB zum B-Plan Nr. 6 Industriegebiet „An der 
Krummschlacht“ aufgefordert worden. 

 
 
 Rottleberode, den 27.02.2009  
          Der Bürgermeister  
 
6. Die von der Planung berührten Träger öffentlicher Belange sind mit Schreiben vom 04.09.07 zur 

Abgabe einer Stellungnahme gemäß § 4 Abs. 1 BauGB zum B-Plan Nr. 8 Industriegebiet „An der 
Krummschlacht II. BA“ aufgefordert worden. 

 
 
 Rottleberode, den 27.02.2009  
          Der Bürgermeister  
 
 
7. Der Gemeinderat hat am 22.08.2007 den Entwurf des Bebauungsplans Nr. 6 Industriegebiet „An 

der Krummschlacht“ mit Begründung und Umweltbericht beschlossen und zur öffentlichen 
Auslegung bestimmt. 

 
 Rottleberode, den 27.02.2009  
          Der Bürgermeister  
 
 
 
8.  Der Entwurf des Bebauungsplans Nr. 6 Industriegebiet „An der Krummschlacht“, bestehend aus der 

Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B) sowie der Begründung mit Umweltbericht sowie die 
umweltrelevanten Stellungnahmen haben in der Zeit vom 03.09.2007 bis zum 05.10.2007 während 
der Sprechzeiten nach § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen. Die öffentliche Auslegung ist mit 
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